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Beklagter und Revisionskläger,

Be1geladenez „„„„„„„„„„„o„„„„„„„O„og„„°oo„„„„oa„„o„ „

Der 90 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom.21„ Januar 1969 durch

Bundesrichter Dr„ EM a i s o h
— Vorsitzender —3

Bundesrichter S c h’i n d 1\e r ‚
-Bundesrichter Dro B e n n e r ;

Bundessozialrichter F e i g e' .
und

Bundessozialrichter D 6 r i n g

für Recht erkannte

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

Ländessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

190 November 1965 aufgehoben„

Auf die Berufung des Beklagten wird unter Änderung

des Urteils des Sozialgerichts in Detmold vom ’

50„ April 1964 die Klage abgewiesen°

Die Anschlußberufung des Klägers wird zurückgewiesen„
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Außérgerichtliche Kosten des Rechtsstreits sind nicht

zu erstatten„'

G r u n d e 3
...—m». ... ...». .. ...,-. „...-„4...-

Bei dem Kläger sind als Schädigungsfolgen nach dem Bundes*

versorgungsgesetz (BVG) "l„) Verlust des rechten Beines
in der unteren Hälfte des Oberschenkels nach I„G„—-Verwunw

dung„-2o) festverheilte Verletzung des Schienbeinkopfes

'links mit geringen nervösen Störungen ah—Fuß und am

Unterschenkel nach I„G„«Verwundung”'anerkannt° Am l3°/15„

Juni 1962 beantragte er bei der Orthopädischen Versor—
gunßsstelle in Bielefeld einen Zuschuß von 2„OOO„— DM zur

Beschaffung eines Personenkraftwagens VW 1200; der Kraftw

wagen wurde etwa im Juli 1962 bestellt und im September

1962 geliefert und„zugelasseno Der Kläger benötigt den

Kraftwagen für berufliche Zwecke° Seine Wohnunr in Güters—

loh ist etwa 100 m von der nächsten Haltestelle des Stadte

Omnibusses entfernt‚-mit dem er zum Bahnhof Gütersloh

und von dort nach Ummeln gelangen kann° Der erste Bus

fährt werktags um 6°jo Uhr; seinen Arbeitsplatz in Ummelng

der 5 km vom Bahnhof Ummeln und ll km von der Wohnung des

Klägers entfernt ist„ kann er mit dem Bahnbus oder mit

der Eisenbahn ab Gütersloh nicht rechtzeitig zum Beginn

der Arbeit um 7000 Uhr erreichen°

Mit Bescheid vom 6° Mai 1963 lehnte das Landesversor»

gungsamt (LVersorgA) den Antrag des Klägers ab‚ weil die
Voraussetzungen für die Gewährung eines Zuschusses gemäß

@ 5 Abs° l Nr° 2 der Verordnung zur Durchführung des

fS 15 des Bundesversorgungsgesetzes vom oo Juni l96l

(BGBl I 669) »
DVG 1961 — nicht erfüllt seien° Der Wider—
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spruch war erfolglos° Auf Grund der Verordnung über die

sachliche Zuständigkeit in der Kriegsopferversorgung vom

20„ Mai 1963 (BGBl I 567) lehnte das LVersorgA durch
Bescheid vom 5° Januar 1964 den Antrag des Klägers erneut
ab} nachdem die Klage gegen den Bescheid vom 6. Mai 1965

idF_des Bescheides vom 5„ Juli 1965 beim Sozialgericht

(SG) rechtshängig geworden war, Durch Urteil vom 30„April
1964 hat das SG die Bescheide vom 6° Mai 1965 und 5„ Juli

1965 aufgehoben und den Beklagten verurteilt, dem Kläger

zur Beschaffung des PKW VW 1200 einen Zuschuß in gesetzli—

cher Höhe zu gewähren und darüber einen Bescheid zu erteie

len.° Gegen dieses Urteil hat der Beklagte — die vom SG

zugelassene — Berufung;? der Kläger — im Hinblick auf den

Bescheid vom 50 Januar 1964 — Anschlußberufung eingelegt°

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Bundesrepublik
Deutschland beigeladeno Durch Urteil Vom 19° November 1965

hat es die Berufung des Beklagten zurückgewiesen und auf

die Anschlußberufung des Klägers unter Abänderung des

Urteils des SG den Bescheid vom 5° Januar 1964 aufgeho—

ben° Es hat ausgeführt‚ das SG habe den Bescheid vom

6„ Mai 1963 zu Recht aufgehoben„ weil das LVersorgA für

die in diesem Verwaltungsakt enthaltene Entscheidung nach

S 2 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VeerG)

nicht zuständig gewesen sei° Erst durch @ 1 Buchst° c in

Verbindung mit @ 2 Buchst. a der am 20„ Mai 1963 erlassee

nen Verordnung über die sachliche Zuständigkeit in der

Kriegsopferversorgung sei die Zuständigkeit des LVersorgA

begründet worden„ Der Bescheid vom 5‚ Januar 1964 sei be—

reits Gegenstand des erstinstanzlichen Vérfahrens gewor»

den? da er den Bescheid vom 6„ Mai 1963 ersetze (@ 96

Abs(] 1 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)° Im Ergebnis habe

das SG mit Recht der Klage stattgegeben° Der Beklagte habe

mit der Ablehnung der Leistung die gesetzlichen Grenzen

des ihm nach @1} BVGin Verbindung init, @2 Nr„ 1„ <35
Abs° 1 Nr° 1 und 2 der DVO 1961 eingeräumten Ermessens

_
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..l1-

überschritteno Jede andere Entscheidung als die Gewäh»

rung eines Zuschusses sei ermessensfehlerhafto Aller»

dings habe der Beklagte die Höhe des Zuschusses nach

pflichtgemäßem Ermessen festzusetzeno Unstreitig erfülle

der Kläger die Vbraussetzungen des @ 4 Abs„ 4 der DVG

1961 für die Gewährung eines handbetriebenen Krankenw
fahrzeuges° Unstreitig sei indes die außerdem in $ 5

Abs„ 1 Nr„ 2 Satz 2 der DVD1961 bestimmte Voraussetw
zung nicht gegeben„ daß der einseitig beinamputierte

Kläger "wegen anderer SchädigungSfolgen3 Körperschwäche„

übergroßen Körpergewichts oder bergiger Wohngegend”
daran gehindert sei,.ein handbetriebenes Krankenfahrzeug

zu benutzen° Insoweit als die DVG die Berücksichtigung

beruflicher Bedürfnisse in $ 5 Abs; 1 Nr° 2 Satz 2 nicht

vorschreibe‚ sei sie unVollständiä und damit rechtswid«

rig; denn über die Vorschrift des 5 1} BVG hinaus habe

der Gesetzgeber selbst Inhalt„ Zweck und Ausmaß der in

$ 13 Abs° 5 BVG idF des Ersten Neuordnungsgesetzes
(l° NOG) vom 27° Juni 1960 (BGBl I 453) enthaltenen
Ermächtigung\zum Erlaß einer Rechtsverordnung in den

@@lO„ ll BVG festgelegt und hierbei auch die Berückw
sichtigung beruflicher Bedürfnisse im Rahmen der ortho==

pädischen Versorgung vorgeschrieben°

Die Körperersatzstückeß orthopädischen und sonstigen

Hilfsmittel‚ die zu gewähren seien oder an deren Stelle

sachdienliche
Brsatzleistungen gewährt'werden könntenS

müßten nach @ 13 Abs° 1 Satz 1 Halbs° 2 BVG den beruflim_

chen Bedürfnissen des Beschädigten angepaßt sein„ Wenn

diese Vorschrift nur das Wie‚'d„h° die Beschaffenheit der

Mittel5 betreffep so werde ergänzend durch die @@ lO‚ ll

BVG bestimmt„ wozu diese Mittel dienen sollten, was an

solchen Mitteln zu gewähren sei° Die in @ 1} BVG behan—

delten Ersatzstücke und Hilfsmittel seien nach @ ll

Abs° l Nr° & BVG ein Teil der Heilbehandlung‚ auf die

der Beschädigte einen Rechtsanspruch habe„ Die Beilbe«
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handlung umfasse nach @11 Abs° 1 Nr° 4 BVG die Mittelg
die erforderlich seienD um den Erfolg der Heilbehandlung

zu sichern oder die Folgen der Beschädigung zu erleich—

tern° Der Zweck der in @ 11 und ergänzend in @ 15 BVG ge—

regelten Heilbehandlung sei in 5 10 Abs° 1 BVG festgelegt;

die Heilbehandlung wegen Schädigungsfolgen solle ua die

Gesundheitsstörung oder die dadurch bewirkte Beeinträchti—

gung der Berufs» oder Erwerbsfähigkeit beseitigen oder

wesentlich bessern° Sie müsse demnach auch Maßnahmen umfas—

sen; die der Wiedereingliederung des Beschädigten in das

Arbeitsleben dienten‚ soweit sie vorrangig vor der Kriegsop■mw

fürsorge (vgl„ @ 25 a Abs° 1 BVG) als VGrsorgungsleistun»

gen vorgesehen seien° Diese rechtlichen Gesichtspunkte hät»

ten auch für Ersatzleistungen zu_gelten„ die nach 5 2 der

DVO 1961 anstelle der Körperersatzstücke„ orthopädischen

und anderen Hilfsmittel gewährt werden könnten° Da eine

Ersatzleistung (Zuschuß) in allen Fällen gewährt werden
müsse„ in denen dies nach den Zwecken der Heilbehandlung

in Form der orthopädischen Versorgung geboten sei„ dürfe

sie nicht versagt werden? wenn der Beschädigte aus den in

@5 Abso 1 Nro l und 2 Satz 2 der DVD und @@10 Abs„ 1‚

11 Abs° 1 Nr„ 4 BVG festgesetzten Gründen auf die Benutzung
eines Kraftfahrzeuges angewiesen sei? also auch dann nichta

wenn er wegen seiner beruflichen Bedürfnisse ein handge»

triebenes Krankenfahrzeug für den Straßengebrauch nicht zu

benutzen vermögea aber ein eigenes Beförderungsmittel be»

nötige‚ um seiner Arbeit regelmäßig nachgehen zu können„

Falls für die gerichtliche Entscheidung nach Inkrafttreten

des Zweiten Neuordnungsgesetzes (2„ NOG) vom 21° Februar
1964 (BGBl I 85) $ 5 der Verordnung zur Durchführung des
@ 15 des Bundesversorgungsgesetzes idF vom 50„ Oktober 196%

(BGBl I 845) —DVO19645 maßgebend sei„ bestehe keine andere

Rechtslagea Unter “ähnlichen zwingenden Gründen" (@ 5 Abs°l

Nr„ 2 Satz 2 der DVO 1964) müsse auch ein derartig weiter

Weg zwisehen Wohnung und Arbeitsplatz, den der Beschädigte
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mit einem handbetriebenen Krankehfahrzeug nicht bei«

zeiten bewältigen könne9 verstanden werdeno Dieser Fall

sei den Hindernissen‚ die infolge "bergiger Wohngegend“
bestünden, gleich zu achten„

Mit der zugelassenen Revision rügt der Beklagte Verletm

zungder @@1‚ 10„ 11„ 1} BVGidF des1° Nocunddes@5
der DVO 1961 zu @ 13 BVG„ Die Frage der Gesetzeskonfor—

mität des @ 5 in verbindung mit 5 2 der DVD 1961 lasse

sich nicht allein durch eine Auswertung der @@10‚ 11 BVG

beurteileno In erster Linie hätte vielmehr der Umfang der

dem Verordhungsgeber erteilten Ermächtigung geprüft wer»

den müssen„ In der Ermächtigung„ Vorschriften über Art
und Umfang der Ausstattung mit Körperersatzstücken„

orthopädischen und anderen Hilfsmitteln zu erlassen (@ 13

Abs° 5 BVG idF des 1„ NOG),seien Ersatzleistungen nicht

genannt° Deshalb sei der Klageanspruch mangels gesetzliw

cher Grundlage und wegen Überschreitung der gesetzlichen

Ermächtigung abzulehnen gewesen„ Die @@15 10 BVG ent»
hielten nur Leitgedanken, die erst durch andere Bestim«

mungen des BVG einen näher definierten Inhalt erlangt

hätten (5% 9, 11 ff BVG)° Eine Geldleistung könne den
beruflichen Bedürfnissen allenfalls der Höhe nach, aber

nicht dem Grunde nach "angepaßt" werden° Etwas anderes

sei auch nicht dem 5 13 BVG zu entnehmen, da der Begriff
der Ersatzleistung erst durch die Neufassung des @ 1} BVG

(2„ NGO) eingeführt werden sei° Zu Unrecht habe das LSG
auch angenommen„ das 1„ NOG habe einen Zuschuß zum Kraftw

fahrzeug in jedem Falle vorrangig vor den Leistungen der

Kriegsopferfürsorge vorgesehen; damit verkenne das LSG

die Rechtsentwicklung und die Entstehungsgeschichte dieser

Vorschrift„ Nach 5 5 Abs„ 2 der DVD zu @ 15 BVG vom

180 August 1956 habe bereits als Kannleistung ein Zu»

schuß zur Beschaffung eines Motorfahrzeuges anstelle

eines handbetriebenen Krankenfahrzeuges gewährt werden
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können„ sofern der Beschädigte für Berufszwecke auf ein

Motorfahrzeug angewiesen gewesen sei„ Damals habe es

aber ähnliche Leistungen auf Grund der DVO zu © 26 BVG
nicht gegeben„ Diese Rechtsgrundlage sei hingegen in der

Verordnung zur Kriegsopferfürsorge vom 30„ Mai 1961 auf

Grund des 5 27 d BVG (1„ NOG) geschaffen und damit in

eine andere Verordnung verlagert wordeno Auch aus den

@@10‚ 11 BVG und dem allgemeinen Sinn und Zweck der Heil“
behandlung lasse sich eine Berücksichtigung der berufliw

eLen Interessen bei der Gewährung eines Zuschusses zur

Be chaffung eines Motorfahrzeuges nicht herleiten„ Der

'Beklagte beantragt‚

S

das Urteil des LSG Nordrhein-Westfalen vom

190 November 1965 und das Urteil des SG Detmold

vom 300 April 1964 abzuändern und die Klage in—
soweit abzuweisen‚ als mit ihr die Aufhebung

des Bescheides vom 5° Januar 1964 begehrt und

außerdem beantragt wird? dem Kläger zur Beschaf«

_fung des PKW "VW 1200 « WD — JS 64" einen Zu-

schuß in gesetzlicher Höhe zu gewähren und dar«

über einen Bescheid zu erteilen;
ferner wird beantragt9 die Anschlußberufung

des Klägers gegen das Urteil des SG zurück—

zuweiseno

Der Kläger beantragt‚ die Revision zurückzuweisero

Die Beigeladene hat ausgeführt9 im Rahmen der als Ersatz—

leistungen zur Ergänzung der orthpädischen Versorgung be«

stimmten Leistungen des @ 2 der DVO 1961 seien — anders

als bei den Sachleistungen der orthopädischen Versorgung „

die beruflichen Bedürfnisse des Beschädigten unbeachtlich„

Wenn daher in 5 5 Abs„ 1 Nr° 2 der DVG 1961 ein Hinweis

auf die beruflichen Bedürfnisse fehle‚ so bedeute das ente

gegen der Ansicht des LSG keinen Verstoß gegen das in der

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Brmächtigungsnorm enthaltene gesetzgeberische Programm„

Im übrigen könnte die Rüge eines solchen? auf der Unvollm

ständigkeit einer Verordnungsvorschrift beruhenden Gesetw

zesverstoßes nur unter dem Gesichtspunkt der Vérletzung

des Art° 3 Abs° 1 des Grundgesetzes (GG) beurteilt wer»

den° Die Vörschriften des BVG über die Heilbehandlung

sprächen im Gegensatz zu der Auffassung des LSG nicht

für eine Berücksichtigung der beruflichen Bedürfnisse

des Beschädigtena @ 13 Abs„ 1 BVG (l° NOG) beziehe sich

ausschließlich auf die funktionelle Ausgestaltung der

sachlichen Hilfsmittel? nicht aber auf die in Geld zu

gewährenden Ersatzleistungen des 5 2 DVO„ Etwas anderes

ergebe sich auch nicht aus dem in $ 10 Abs„ 1 BVG

(lo NOG) umschriebenen Zweck der Heilbehandlung und

damit auch der orthopädischen Versorgung„ Es sei näm«

lich schlechterdings unmöglich„ die Ersatzleistungen

so auszugestalteng daß sie dazu dienen könnten„ eine

Beeinträchtigung der Berufsfähigkeit (@ 10 Abs° 1 BVG)

zu beseitigen oder wesentlich zu bessern° Nach der für

$ 10 Abs„ 1 BVG verbindlichen Definition der Berufsun—

fähigkeit in @ 12Ä6 Abs° 2 Satz 1 der Reichsversichew

rungsordnung (RVG) könne Berufsunfähigkeit nur durch

Störungen körperlicher oder geistiger Funktionen ein»

treten} die etwa durch ärztliche Behandlung behoben

werden könnten° Hilfsmittel wirkten dagegen nicht auf

die Störungen selbst ein‚ sondern ersetzten verloren«

gegangene
Funktionen? Erst reöht gelte dies für Ersatz“

leistungen in Geld nach @ 2 DV0° Die Auffassung des LSG‚

eine Ersatzleistuhg müsse in allen Fällen gewährt were

den‚ in denen dies_nach den Zwecken der Heilbehandlung

geboten sei‚ laufe darauf hinaus‚ jede besondere Voraus“

setzung für eine Ersatzleistung als unzulässig anzuse»

hen° Eine solche Auffassung werde durch die Änderung des

@ 1} BVG auf Grund des 2„ NOG Widerlegto Sachleistungen

und Ersatzleistungen wichen auch in ihrer Art und in den

..9«
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Zwecken9 denen sie dienen könntena so weit voneinander

aba daß nicht ersichtlich sei‚ warum für beide Leistungs—

arten jeweils gleiche Voraussetzungen gelten müßten° Der

Kläger sei nicht wegen seiner Schädigungsfolge im Berufs—

weg beschwert„ sondern ebenso wie jeder gesunde Berufs—

tätige unter denselben lokalen Gegebenheiten allein durch

die unzulänglichen örtlichen Verkehrsverbindungeno Der

Auffassung des Beklagten, daß die Regelung hinsichtlich

der Ersatzleistungen des @ 2 DVD mit dem Gesetz unverein«

bar und daher rechtsunverbindlich sei‚ könne nicht zuge«

stimmt werden° Bei den verarbeiten zu der DVG 1961 habe

der Bundesminister der Justiz zur Rechtsförmlichkeit des

@ 2 Nr° 1 DVG ausgeführt9 es sei nicht ersichtlich9 daß

der Gesetzgeber den Beschädigten9 der auf ein ihm an sich

zustehendes handbetriebenes Krankenfahrzeug verzichte;

weil er sich motorisieren wolle, versorgungsmäßig schlech»

ter stellen wolle als denjenigen Beschädigteng der das

handbetriebene Krankenfahrzeug in AnspruCh nehme° Jeden—

falls seien die Vorschriften der DVG 1961 durch die Neu—

fassung des @ 13 BVG idF des 2° NOG rechtlich sanktiow

niert worden„ Das LSG habe auch verkannt‚ daß die berufw

lichen Bedürfnisse des Beschädigten keine ähnlichen

zwingenden Gründe im Sinne des 5 5 Abs° 1 Nr„ 2 DVG

seien, denn dabei handele es sich ausschließlich um

Gründe gesundheitlicher Arto

Die durch Zulassung statthafte Revision (@ 162 Abs° 1
Nr° 1 SGG) ist form— und fristgerecht eingelegt und be—

gründet worden (@@ 164‚ 166 SGG) und deshalb zulässige

Sie ist auch sachlich begründeto

Da sich der Beklagte nicht mehr gegen die Aufhebung des

früheren Bescheides vom 6" Mai 1963 wendet9 stellt der

Bescheid vom 50 Januar 1964 die alleinige9 unter Beach—

tung der Zuständigkeitsvorschriften erlassene Entschei—
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dung auf den Antrag
des Klägers vom 13„/150 Juni 1962

dar„ Es ist zunächst zu prüfen‚ welches Recht auf die“

sen Bescheid anzuwenden ist„ Der Auffassung des LSG„

dies sei % 13 BVG idF des 10 NOG und die DVD 1961 (es

hat nur hilfSweise das BVG idF des 20 NOGund die
DVO 1964 zu 5 1} BVG zugrunde gelegt)‚ kann nicht zu«
gestimmt werden° Bei den Vorschriften über die Bewillim

gung eines Zuschusses zur Beschaffung eines Motorfahr»

zeuges als Ersatzleistung gemäß @ 2 Abs.) 1 Nr° 19 @ 5

Abso 1 Nr° 1 und 2 der DVO 1961 (und der DVO 196A) han“
delt es sich um ZeitabschnittsnormenD da die Leistung

vor Ablauf bestimmter Zeiträume nicht erneut gewährt werm

den kann (@ 5 Abs° 1 Nr° 5 der DVD 1961 und @ 5 Abs„ 1

Nr„ 6 der DVO 196%)° Bei Zeitabschnittsgesetzen5 die ein«

ander ablösen, ist die Entscheidung über eine Verpflich—

tungsklage nicht notwendig aus dem jeweilig letzten

Gesetz zu entnehmen‚ sondern « regelmäßig » aus dem

Gesetz} in dessen Geltungsdauer das Ereignis fälltD aus

dem sich der vermeintliche Anspruch ableitet (BVerwG

Urteil vom6}‚ Januar 1958DVB11958 51 256; BSGSozB
Nr° 1 » Ca 3 _ zu 5 2 der DVO zu‘@ 1} BVG vom 6„ Juni
1961)° Das neue Recht ist aber maßgebend‚ wenn es sich

nach seinem zeitlichen Geltungsbereich auch noch auf

die unter dem früheren Gesetz beantragten verwaltungs»

akte erstreckt (vglo BSG 12‚ 129; Ule‚ verwaltungsgew

richtsbarkeit 20 Aufl„ VerwG0 % 1083 III 2 S„ 371)„

Der allgemeine Grundsatz, daß das Zur Zeit der Entschei—

dung geltende Recht anzuwenden ist9 muß aber auch dann

gelten, wenn über den während der Geltungsdauer der alten

Vorschriften gestellten und nach dem Inkrafttreten des

neuen Gesetzes aufrechterhaltenen Antrag noch nicht bin»

dend entschieden worden ist — dieser also noch nicht

”verbraucht" ist —, durch die Entscheidung nach den neuen
Vorschriften Rechte‚ die der Antragsteller aus der früm

heren Vorschrift erlangt hatte„ nicht geschmälert werden9
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sondern im Gegenteil das neue Recht dem Antragsteller eine

noch günstigere Position verschafft hat (vgl° auch BMA

Rundschru vom 23„ Oktober 1961‚ BVB1 1961‚Nr„ 88 s„ 158‚
159 zu @ 2 Nro 1 und 5 Abs° 1 der DVO 1961)„ Um einen

solchen Fall handelt es sich hier9 da die Bescheide vom

6„ Mai 1965 und 50 Juli 1965 aufgehoben werden sindo Mit
dem Bescheid vom 50 Januar 1964 wurde somit erstmalig über

den Antrag vom 150 Juni 1962 entschieden‚ nachdem das

25 NOG‚ soweit es das BVG betrifft9 und auch die DVO 1964

am 1„ Januar 1964 in Kraft getreten waren (Art° VI 5 5

des 2„ NOG9 Art„ 5 der VO zur Änderung und Ergänzung der

DVD zu @ 15 BVG-BGB1 1 1964‚ 855)„ Das neue Recht war dem

Beschädigten günstiger als das alte Recht‚ weil in 5 15

Abs„ 1 Satz 3 BVG nF als Leistungen zur Ergänzung der

Vorthopadischen Versorgung nun ausdrücklich auch Zuschüsse

zu den Kosten der Beschaffung von Motorfahrzeugen (Ersatz—

leistungen) genannt wurden‚ die Ermächtigung in 5 15 Abso 6

BVG sich ausdrücklich auf die Bestimmung der Ersatzleistun«

gen erstreckte und damit eine.zweifelsfreie Rechtsgrundlage

für die Gewährung von Ersatzleistungen geschaffen worden

war° Außerdem sind in 5 5 Abs° 1 Nr° 2 der DVO 1964 die

Voraussetzungen für die Gewährung eines Zuschusses zur Bee

schaffung eines Motorfahrzeuges
u°a° durch Aufnahme des

Zusatzes "oder aus ähnlichen zwingenden Gründen" erleichw
tert worden° Es ist daher zu prüfen9 ob der Bescheid vom

50 Januar 1964 dem Kläger auf Grund des BVG idF des 20 NOG

und der BVG 1964 ermessensfehlerhaft den Zuschuß versagt

hat() Dies ist im Gegensatz zu der Auffassung des LSG zu

verneinen°

Das LSG hat festgestellt9 daß der Kläger die Voraussetzunm

gen für die Gewährung eines handbetriebenen Krankenfahr»

zeuges (@ 4 Abso 4 DVO 1964) erfüllt9 ein solches Hilfsmitw

tel „ wegen seiner beruflichen Bedürfnisse „ aber nicht

benutzen könne9 weil sein Arbeitsplatz 11 km von seiner
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Wohnung entfernt sei und er mit Bus oder Eisenbahn nicht

rechtzeitig um 7„oo Uhr an seinem Arbeitsplatz eintref»

fen könne° Der Senat ist an diese von der Revision nicht

angegriffenen tatsächlichen Feststellungen gebunden

(@ 163 SGG)„ Sie rechtfertigen aber nicht die Entschei—
dungg daß dem Kläger ermessenswidrig der Zuschuß versagt

werden ist? daß insbesondere die DVG 1964 insoweit rechtse

widrig sei? als die beruflichen Bedürfnisse der Beschä«
digten bei der Gewährung von Zuschüsseh zur Benutzung

eines Motorfahrzeuges keine Anerkennung gefunden hätten°

Der Kläger ist zwar auf einen Kraftwagen angewiesen„

wenn er seinen Arbeitsplatz nicht verlieren Will„ Die

Anschaffung des Kraftwagens steht also im Zusammenhang

mit seinen beruflichen Bedürfnissen„ Aber auch ohne die

Schädieung „ als Gesunder — würde er genötigt sein, ein

eigenes Fahrzeug zu benutzen‚ um in dem Betrieb„ in dem

er beschäftigt ist‚ rechtzeitig um 7„oo Uhr eintreffen

zu können° Die Anschaffung eines Motbrfahrzeuges steht

„
also in keinem inneren Zusammenhang mit den durch die

Schädigungsfolgen hervorgerufenen Gesundheitsstörungen‚

die einen Anspruch auf orthopädische Versorgung oder zu

ihrer Ergänzung der Bewilligung von Ersatzleistungen

(Zuschüsse) im Wege des Ermessens begründen könnten°

Da der Kläger den Weg zur Arbeitsstätte und zurück

(22 km) nur mit einem Kraftfahrzeug zurücklegen kann
und hierzu ein handbetriebenes Krahkenfahrzeug nicht.

verwendbar ist‚ beruht die Notwendigkeit der Benutzung

eines Kraftfahrzeuges auf den ungünstigen örtlichen Ver—

kehrverhältnissen„ nicht auf den Folgen der Schädigung„

Der Anspruch auf ein handbetriebenes Krankenfahrzeug

als Voraussetzung der Ersatzleistung (Zuschuß) setzt

gemäß @ 4 Abs„ 4 DVD 1964 voraus? daß mit Hilfe von
Körperersatzstücken„ orthopädischen oder anderen Hilfe”

mitteln eine den Bedürfnissen des Beschädigten entspre»

chende Gehfähigkeit nicht erzielt werden kann° Das
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handbetriebene Krankenfahrzeug dient somit dem Ausgleich

der funktionellen Gehbehinderung des Beschädigten9 nicht

einem Bedürfnis, das auch der Gesunde zu Fuß nicht oder

nur unter besonderen Anstrengungen befriedigen Kann„ Durch

die Gewährung eines Zuschusses soll zwar derjenige? der

sich zur Anschaffung eines Motorfahrzeuges entschlossen

hat‚ im Vergleich zu dem Beschädigten‚ der ein handbetriew

benes Fahrzeug benutzt‚ nicht benachteiligt, aber auch

nicht_begünstigt werden„ Wenn also‚ wie das LSG festgew

stellt hatg der Kläger ein handbetriebenes Krankenfahrzeug

Q
.

eswegen nicht benutzen kann? weil er mit ihm die große

Strecke zum Arbeitsplatz nicht bewältigen kann‚ so liegt

dieses beruflich motivierte Interesse hier jedenfalls

aumerhalb der Gründe9 die den Gesetzgeber veranlaßt habena

die Gewühcung eines handbetriebenen Krankenfahrzeuges in

ie orthopädische Versorgung einzubeziehen° Bereits in dem

Urteil des erkennenden Senats vom 280 Juni 1968 — 9 RV

656/66 — ist ausgeführt worden„ daß seit dem Inkrafttrew

ten der BVG 19619 insbesondere auch nach der Fassung der

DVO 1964 es für die Bewilligung des Zuschusses zur Be—

schaffung eines Kraftfahrzeuges nicht mehr darauf ankommta

ob der Beschädigte für Berufszwecke auf ein Kraftfahrzeug

angewiesen ist° Während nämlich gemäß @ 5 Absc 2 Satz 1

der DVD zu @ 1} BVG vom 180 August 1956 (BGBl I 751) dem

Beschädigten ein Zuschuß zur Beschaffung eines Motorfahrw

zeuges gewährt werden konnte9 sofern er für Berufszwecke

hierauf angewiesen war 9der wenn er aus zwingenden persönw

lichen Gründen ein handbetriebenes Fahrzeug nicht benutzen

konnte9 erfordert @ 4 Abs° 4 der DVO 1961 (und ebenso @ 4

Abs° 4 der DVD 1964) für den Anspruch auf Gewährung eines
handbetriebenen Krankenfahrzeuges nur noch9 daß eine "den

Bedürfnissen" des Beschädigten entsprechende Gehfähigkeit
(mit orthopädischen Mitteln) nicht erzielt werden kann„

In dieser Vorschrift haben somit die beruflichen Bedürfw

nisse ausdrücklich keine besondere Berücksichtigung mehr

‚_ ]_4
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gefundena Demgemäß ist in © 5 Abso 1 Nr„ 2 der DVO 1961

(und 196%) die Gewährung des Zuschusses zur Beschaffung
eines Motorfahrzeuges ohne Erwähnung'der beruflichen

Bedürfnisse davon abhängig gemacht‚dt■5der Beschädigte

aus den dort angeführten Gründen ein handbetriebenes

Krankenfahrzeug nicht zu benutzen vermag„ Statt dessen

sehen 5 13 Abs° l der Verordnung zur Kriegsopferfürsorge

idF vom 300 Mai 1961 (BGBl I 653) und © 13 Abs° & idF

vom 27„ August 1965 (BGBl I 1032; 1035) als Beistung der
Kriegsopferfürsorg Hilfen zur Beschaffung eines Kraft»

ahrzeuges vorj wenn der Beschädigte ”zur Erreichung

seines Arbeitsplatzes" infolge der Schädigung auf die

|

Benutzung des Kraftfahrzeuges angewiesen ist„ Daraus

ergibt sich‚ daß seit dem Inkrafttreten des l° NOG Zu»

schüsse_zur Beschaffung eines Kraftfahrzeuges lediglich

aus beruflichen Gründen grundsätzlich nicht mehr als

Leistungen der ohnedies nur ergänzenden orthopädischen

Versorgung nach @ 1} BVG gewährt werden können} daß sie

vielmehr nur als Hilfen zur Erlangung oder Sicherung

eines Arbeitsplatzes im Rahmen der Kriegsopferfürsorge'

(@ 26 Abs° 2 BVG idF des l° und 2„ NOG) in Betracht
kommen„ Es kann jedoch dahingestellt bleiben„ ob der

Anspruch auf Gewährung eines handbetriebenen Kranken»

fahrzeuges als Pflichtleistung der orthopädischen verw

sorgung noch damit begründet werden kann » was die Beim

geladene nicht in Zweifel zieht «‚ daß der Beschädigte

aus beruflichen Gründen, d„h„ zur Erreichung seines

Arbeitsplatzes? auf ein handbetriebenes Krankenfahrzeuß

angewiesen ist; zu den "Bedürfnissen" im Sinne des @ 4

Abso Ä der BVG 1961 und 1964 würde dann auch die Über"

windung relativ kurzer Wegstrecken zu beruflichen Zwecken.

gehören„ wenn diese Wegstrecken noch im Bereich eines

handbetriebenen Krankenfahrzeuges liegen und damit im

Rahmen der normalen Bewegungsfreiheit‚ die dem Beschäm
digten durch Gewährung eines handbetriebenen Kranken—
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fahrzeuges verschafft werden soll (vglo auch Urteil des

erkennenden Senats vom 280 Juni 1.968)° Eine solche Zweck«
bestimmung scheidet im vorliegenden Falle jedoch aus°

Mit den ”Bedürfnissen” wäre dann eine Gehfähigkeit ge—
meint‚ wie sie normalerweise im Alltag in der häuslichen

und beruflichen Sphäre vorausgesetzt wird° Soweit jedoch

die BeWilligung eines Zuschusses zur Beschaffung eines

Motorfahrzeuges in Betracht kommt?
war der Verordnungs—

geber befugtp die Gewährung des Zuschusses von besonderen

Bedingungen abhängig zu machenp ohne deren Vorliegen die

Ersatzleistung versagt werden konnte„ Dies ist in $ 5
11.‘Absc 1 Nr„ 2 Satz 2 DVG 1964 auf Grund der Ermäcnu1gung

des @ 13 Abso 6 BVG idF des 2„ NOG geschehen°

Soweit in 5 5 Abso 1 Nr„ 2 Satz 2 der DVO 1964 die Gewahw

rung eines Zuschusses an "andere” Beschädigte davon ab»
hängig gemacht ist‚ daß sie ein handbetriebenes Krankenw

fahrzeug ”wegen Schädigungsfolgeng Körperschwäche„ über-
großen Körpergewichts oder bergiger Wohngegend oder aus

ähnlichen zwingenden Gründen” nicht benutzen können9 i“t
diesen Voraussetzungen gemeinsam? daß der Benutzbarkeit

eines handbetriebenen Krankenfahrzeuges Gründe gesundheit”

licher Art entgegenstehen müsseno Dies gilt grundsätzlich

auch für die Überwindung von Wegstrecken in bergiger Wohn—

gegend„ weil auch bei Einfügung dieser — scheinbaren „

Ausnahme die körperliche Leistungsfähigkeit des Beschädig«

ten im vordergrund gestanden hat (vg;l° van Nuis—"V'orberg-g9

Das Recht der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebe—

nen 1110 Teil 1962‚ Ergänzungslieferung 1965 So 89‚ 89al)o

Deshalb können — im Gegensatz zu der Auffassung des LSG „

Gründe9 die keinen Zusammenhang mit der körperlichen Lei«

stungSfähigkeit des Beschädigten haben, z„B° ungünstige

Verkehrsverhältnisse oder rein berufliche Gründe9 nicht

als "ähnliche zwingende Gründe" angesehen werden (vgl„

auch BMA Rundschr° vom 22° Januar 1965 —BVB1 1965 Nroll

„
16 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


s„ 21 zu @ 5 Abs° 1 Nr„ 2 Satz 2 der Dvo)„ Nachdem in
@ 13 Abs; 6 BVG idF des 20 NOG die Bundesregierung

ausdrücklich ermächtigt worden ist‚ durch Rechtsverw

ordnung Artg Umfang und besondere Voraussetzungen auch

bei Ersatzleistungen » als Gegenstand der ergänzenden

orthopädischen Versorgung (5 13 Abs„ 1 Satz 3 BVG)
—

zu bestimmen, bedarf es keines Eingehens mehr auf die

Bedenken des Beklagten‚ soweit sie aus dem Umfang der

Ermächtigung des @ 1} BVG idF des ln NOG hergleitet

worden sind„ Im übrigen ist in dem Urteil des Senats

vom 27„_Januar 1967 » 9 RV 476/6Ä „ eingehend dargeleßtS
weshalb durchgreifende Bedenken gegen die Vereinbarkeit

der DVG 1961 mit der Ermächtigungsnormß soweit die Zu—

lassung von Zuschüssen zur Beschaffung eines Kraftfahrw

zeuges in Betracht Kommt‚ nicht zu erheben sindo

Das LSG hat seine
Auffassung?

es könne einem Beschädig»

ten& der aus beruflichen Gründen auf ein Kraftfahrzeug

angewiesen sei„ ein Zuschuß zur Beschaffung eines Motorm

fahrzeuges nicht versagt werden‚ nicht aus der DVG 1961

oder 19649 sondern unmittelbar aus dem Gesetz„ nämlich

aus den @@109 11, 1} BVG idF des la NOG begründeto

Dies führt schon deshalb zu keinem anderen Ergebnis‚

weil auch dkä%äVb?5©■■ft€■„ selbst wenn sie neben der

‘DVO 1964 angewendet werden könnten? das Begehren des

Klägers nicht zu rechtfertigen vermögenv Diese Vorschrif-

ten des BVG sind durch das 20 NOG teilweise geändert wor-

den (so @ ll Abs° l Nro 4 und @ 10 Abs° l BVG)o lm ein»

zelnen bedarf es nicht des Eingehens auf die von dem LSG

dargelegten Gründeo weil hier nur eine Anwendung des BVG

idF des 20 NOG in Betracht kommt° Der Senat ist aber der

Auffassung, daß die Einwände‚ die sich auf Grund des
_

BVG idF des 20 NOG gegen die Auffassung des LSG herleiten

lassen‚ im wesentlichen auch auf das 10 NOG zutreffen„'

@ 15 Abs„ 2 Satz 1 BVG idF des 20 NOG betrifft nur die
u

_ 17 „

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 17 _

Beschaffenheit der Körperersatzstücke„ orthopädischen und

anderen Hilfsmittel‚ ihren technisch brauchbaren*2uschnitty

aber nicht die Frage9 in welchem Umfang für berufliche

Zwecke Hilfsmittel verlangt werden können° Die orthopädische

Versorgung im Sinne des @ 11 Abso 1 Nr° & BVG als Gegenstand

der Heilbehandlung setzt wie diese eine durch die anerkannte

Schädigung hervorgerufene oder verschlimmerte Gesundheits—

störung oder eine dadurch bewirkte Beeinträchtigung der

Berufs» oder Erwerbsfähigkeit voraus? deren Beseitigung oder

Besserung ebenso das Ziel der Heilbehandlung ist wie die

Verhinderung einer Zunahme des Leidens oder eine Behebung

der körperlichen Beschwerden (@ 10 Abs° 1 Satz 1 BVG idF

.des 29 NOG)O Die orthopädische Versorgung wird als Pflicht—

ieistung gehahrt3 um den Erfolg der Heilbehandlung zu si—

chern oder die Folgen der Schädigung zu erleichtern (@ 13

Abso 1 Satz 1 BVG)„ Dazu treten als Ergänzung der orthopä»

dischen Versorgung die in @ 13 Abso 1 Satz 3 BVG idF des

2° NOG aufgeführten Leistungen (Ersatzleistungen)„ Wenn

die Heilbehandlung der Beseitigung oder Besserung von

schädigungsbedingten Gesundheitsstörungen dient„ und zwar

im Interessse einer Erhöhung der "Berufs— oder Erwerb5w

fähigkeit"$ einer Verhütung der Leidenszunahme sowie einer
Behebung der körperlichen Beschwerden„ so können damit

nur solche Maßnahmen gemeint sein? die irgendwie unmittele

‚bar zur Behebung oder Besserung von Gesundheitsstörungen

selbst beizutragén geeignet sind„ Die Begriffe der ”Berufs„

und Erwerbsunfähigkeit sind in den @@1246 Abs° 2 und
1247 Abl„'2 EVO geregelte Hiernach ist für das Ausmaß der

Berufs» oder Erwerbsunfähigkeit der Grad der Herabsetzung

der Erwerbsfähigkeit durch Krankheit oder andere Gebrechen

oder Schwäche der körperlichen oder geistigen Kräfte maßw

gebendo In gleichem Sinne ist die in $ 10 Abs° 1 BVG ge—

nannte "Beeinträchtigung der Berufs— oder Erwerbsfähigkeit“

zu verstehena Auch bei sehr weiter Auslegung des Begriffs

der Heilbehandlung und des ihm zugeordneten Begriffs der

„
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orthopädischen Versorgung kann daher ein Zuschuß zur

Beschaffung eines Kraftfahrzeuges nicht mehr als eine

Leistung der Heilbehandlung bzw„ der orthopädischen

Versorgung im eigentlichen Sinne angesehen werden„ Die

Berufs— oder Erwerbsfähigkeit eines Beschädigten im

Sinne des @ l0 Abs° 1 BVG wird durch Zuschüsse zur Be»

schaffung eines Kraftwagens nicht beeinflußtg weil

hierdurch funktionell keine Besserung der geschwächten

körperlichen Kräfte erzielt werden kanno Die Zuschüsse

dienen somitg soweit das Motorfahrzeug für Berufszwecke

verwendet wird„ nicht der Heilbehandlungg sondern der

Erlangung oder Sicherung eines geeigneten Arbeitsplat«

zes im Erwerbsleben (@ 13 Abs° l der Verordnung
zur

hriegsopferfürsorge vom 27° August 3.965)° Da zudem in
5 1} BVG das Motorfahrzeug selbst nicht als Hilfsmittel

der orthopädischen Versorgung anerkannt ist; kann umso

weniger ein Zuschuß zur Beschaffung eines Motorfahrzeu»

ges als Gegenstand der eigentlichen orthopädischen Ver«

sorgung angesehen werden° Das Gesetz bringt dies auch

deutlich dadurch zum Ausdruck‚ daß die Ersatzleistungen

(Zuschüsse) nur als "Ergänzung" der orthopädischen Ver»

sorgung bezeichnet werden und deshalb auch nicht als

Pflichtleistungen in Betracht kommen können„ In 5 13 BVG

idF des Dritten Neuordnungsgesetzes (3° NOG} vom 280 De—

zember 1966 (BGBl I 750) sind — folgerichtig — die Er«

satzleistungen als Gegenstand der orthopädischen versorm

gung nicht mehr genannt und nur in die ErmächtigungSw

norm des @ 2% a Buchst° a BVGaufgenommen° Da somit

weder aus der DVG 1964 noch dem BVG selbst hergeleitet

werden kann? daß dem Kläger ermessenswidrig ein Zuschuß

zur Beschaffung eines Motorfahrzeuges versagt worden

ist, ist der Antrag des Klägers mit Recht abgelehnt
worden„ Im übrigen ist ihm l963 bereits ein Darlehen

von 3„5005« DM zur Restfinanzierung des Personenkraft»

wagens als Leistung der Kriegsopferfürsorge gewährt

Werden‚ wie sich aus den Versorgungsakten ergibto
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_ 19 „

Da ohne weitere Sachaufklärung festgestellt werden kann‚

‚daß der Bescheid vom 5„ Januar 1964 nicht rechtswidrig

ist; war auf die Revision des Beklagten das angefochtene

Urteil aufzu‘neben° Auf die Berufung des Beklagten war

das Urteil des SG abzuändern und die Klage abzuweisen„

Die den Bescheid des Beklagzen vom 50 Januar 1964 betrefé

fende Anschlußberufung des Klägers war zurückzuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 SGG„
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